
Informationsblatt zur Berufsfelderkundung in Betrieben

Die Berufsfelderkundung im Rahmen von „Kein Abschluss ohne Anschluss“ ist wie ein Prak-

tikum zu behandeln. 

Die Themen „Arbeitssicherheit“ und „Hygienevorschriften“ werden in diesem Informations-

blatt in Ergänzung zum „Leitfaden Schülerbetriebspraktikum“ des Ministeriums für Arbeit, 

Integration und Soziales NRW, der sich vorwiegend mit dem Jugendarbeitsschutz befasst, 

behandelt.

Arbeitssicherheit

Zum Thema Arbeitssicherheit ist zusätzlich zum „Leitfaden Schülerbetriebspraktikum“ noch 

folgendes zu beachten:

Im Fokus der Berufsfelderkundung steht die informatorische Besichtigung des Betriebs, wo-

gegen die Schülerinnen und Schüler im Rahmen des Betriebspraktikums teilweise selbst 

praktisch tätig werden. Somit ist im Gegensatz zum Betriebspraktikum ein zur Verfügung 

stellen persönlicher Schutzausrüstung / Arbeitsschutzkleidung bei der Berufsfelderkundung 

nur dann erforderlich, soweit die Schüler doch praktisch tätig werden sollen oder der Betrieb 

aufgrund von Unfallverhütungs- oder Arbeitsschutzvorschriften nur mit Schutzkleidung betre-

ten werden darf.

In diesen Fällen ist im Vorfeld zu klären, ob der Arbeitgeber entsprechende Schutzkleidung 

zur Verfügung stellt. Im Rahmen der Berufsfelderkundung ist er hierzu nicht verpflichtet.

Gesundheitszeugnis / Hygienevorschriften

Das Infektionsschutzgesetz (IfSG) schreibt eine Belehrung gemäß §43 IfSG durch das Ge-

sundheitsamt für solche Personen vor,

die gewerbsmäßig Umgang mit Lebensmitteln haben und bei diesen Tätigkeiten mit den 

Lebensmitteln in Berührung kommen

die in Küchen und sonstigen Einrichtungen mit oder ohne Gemeinschaftsverpflegung tätig 

werden

Diese Vorschriften müssen auch bei der Berufsfelderkundung beachtet werden. Auf eine 

Belehrung kann in oben genannten Fällen nicht verzichtet werden. Lediglich bei einer reinen 

Betriebsbesichtigung kann auf die Belehrung verzichtet werden.

Außerdem ist eine Bereitstellung der entsprechenden Hygienekleidung im Vorfeld zu klären. 

Auch hier ist der Arbeitgeber nicht zur Bereitstellung, aber zur Einhaltung der entsprechen-

den Vorschriften vor Betreten des Betriebes verpflichtet.



Auszug aus: Berufs- und Studienorientierung, RdErl. d. Ministeriums für Schule und Wei-

terbildung

v. 21. 10. 2010 (ABl. NRW. S. 576) *

6.5 Rechtliche Absicherung 

Das Praktikum ist eine Schulveranstaltung. Während des Praktikums bleiben die Jugendli-

chen Schülerinnen und  Schüler ihrer Schule. Sie sind nicht Arbeitnehmerinnen und Arbeit-

nehmer des Praktikumsbetriebs und erhalten keine Vergütung. Sie unterliegen in dieser Zeit 

dem Weisungsrecht des Betriebspersonals. 

Die Einhaltung der für den einzelnen Praktikumsbetrieb geltenden Vorschriften zur Sicherheit 

und zum Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz sowie des Jugendarbeitsschutzgesetzes obliegt 

dem jeweiligen Betrieb. Bei Praktika außerhalb der EU muss der Praktikumsbetrieb schrift-

lich versichern, dass er die gängigen nationalen Standards des Gesundheits- und Arbeits-

schutzes erfüllt. Der Betrieb legt fest, in welchen Betriebsbereichen die Praktikantinnen und 

Praktikanten nicht tätig werden dürfen. 

Soweit aus gesetzlichen Gründen erforderlich, sind dem Betrieb die Bescheinigung(en) über 

die Belehrung(en) nach dem Infektionsschutzgesetz vorzulegen. In Zweifelsfällen erteilen die 

Gesundheitsämter Auskunft. Zu Fragen des Arbeitsschutzes erteilt die Schulaufsicht Aus-

kunft. Kosten für gesetzlich vorgeschriebene Belehrung(en) nach dem Infektionsschutzge-

setz trägt bei Schulen in öffentlicher Trägerschaft der Schulträger. 

Die Schulaufsicht unterstützt die Vorbereitung und Durchführung von Betriebspraktika durch 

Merkblätter zum Arbeitsschutz, die den Schulen über die Beiräte Schule und Beruf zur Ver-

fügung gestellt werden. 

Als Schulveranstaltungen unterliegen Schülerbetriebspraktika im In- und Ausland der gesetz-

lichen Unfallversicherung. Falls eine Haftpflichtversicherung erforderlich ist, trägt der Schul-

träger die Kosten (§ 94 Abs. 1 SchulG – BASS 1 – 1). Bei Auslandsaufenthalten wird der 

Abschluss eines Privatversicherungspaketes durch die Eltern empfohlen.


